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Der Bundesrat will die wettbewerbsstellung der Schweiz mit
einer dritten Unternehmenssteuerreform verbessern und der EU
im Steuerstreit einen Schritt entgegenkommen.
Ein attraktives steuerliches Umfeld für Unternehmen ist für
den Bundesrat eine zentrale Voraussetzung zur Sicherung von
wachstum und Beschäftigung in der Schweiz. Er hat deshalb
reformschritte beschlossen, um die in der Schweiz tätigen Firmen
von unnötigen Steuerlasten zu befreien und die Position der
Schweiz im internationalen Steuerwettbewerb zu stärken.

a l lG e m e i n e m a S S n a H m e n
Die Emissionsabgabe wirkt sich auf Eigenkapital investitions-
hemmend aus. Deshalb soll sie abgeschafft werden.
Die Erhebung der Verrechnungssteuer sowie der Stempelab-
gaben im rahmen der Finanzierungstätigkeit innerhalb eines
Konzerns verhindert teilweise wirtschaftlich sinnvolle Trans-
aktionen und vermindert die Flexibilität in der Unternehmens-
führung. Die Erhebung dieser Steuern auf konzerninternen
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Finanzierungstätigkeiten wird deshalb abgeschafft: Dieses
Traktandum wurde aus der Unternehmenssteuerreform III
herausgelöst und bereits im Jahr 2010 umgesetzt. Am 1. Juni
2010 trat eine Verordnung in Kraft, durch die Zinsen auf Gut-
haben, die zwischen Konzerngesellschaften bestehen, von
der Verrechnungssteuer (Art. 14a VStV) und Emissionsab-
gabe (Art. 16a StV) befreit werden.

Bereits seit dem 1. Januar 2009 haben die Kantone gestützt
auf das StHG die möglichkeit, die Gewinnsteuer an die Kapital-
steuer anzurechnen. Im rahmen der Unternehmenssteuer-
reform III soll den Kantonen nun die möglichkeit eröffnet werden,
ganz auf die Erhebung einer Kapitalsteuer zu verzichten.
Im Bereich des Beteiligungsabzugs beabsichtigt der Bundes-
rat einen Systemwechsel vorzunehmen. Bis anhin wurde die
Gewinnsteuer im Verhältnis des Beteiligungsgewinnes zum
reingewinn gekürzt. neu sollen Beteiligungserträge freige-
stellt werden. Dieser Systemwechsel bringt u.a. den Vorteil,



dass der Beteiligungsabzug bei Verlusten nicht mehr (wie dies
nach der heutigen regelung der Fall ist) unbenutzt bleibt.
Aktuell werden bestehende Verluste mit dem Beteiligungser-
trag verrechnet, wodurch der Beteiligungsabzug «ins leere»
fällt. neu bleiben bestehende Verlustvorträge – aufgrund der
Freistellung der Beteiligungserträge – erhalten und können
mit übrigen Erträgen verrechnet werden.

m a S S n a H m e n b e i D e n k a n to n a l e n S t e u e r -
r e G i m e S
Seit mehreren Jahren führen die Schweiz und die EU bereits
Gespräche über die kantonalen Steuerprivilegien. Ziel der EU
ist es, mit der Schweiz eine regelung zu vereinbaren, welche die
unterschiedliche steuerliche Behandlung von Inland- und Aus-
landgewinnen in der Schweiz sowie die kantonale nichtbesteu-
erung bei nichtbeteiligungserträgen von Holdinggesellschaften
beseitigt. Diesbezüglich sieht die Unternehmenssteuerreform III
folgende neuregelung vor:

Die Voraussetzungen für das kantonale Holdingprivileg sollen
den internationalen Standards angepasst werden: wurde
bisher eine aktive Geschäftstätigkeit ausserhalb der Schweiz
in gewissem Umfang erlaubt, soll in Zukunft jede operative
Tätigkeit (auch die im Ausland) die Gewährung des Holding-
privilegs ausschliessen.
Abschaffung des Status der Domizilgesellschaft.
Steuerliche Gleichbehandlung von in- und ausländischen
Erträgen bei den gemischten Gesellschaften. Es soll in steuer-
licher Hinsicht keine Unterscheidung mehr gemacht werden,
ob die vereinnahmten Einkünfte aus schweizerischen oder
ausländischen Quellen stammen.

Für in- und ausländisch beherrschte Unternehmen, die über in
der Schweiz domizilierte Gesellschaften verfügen, welche eines
der drei kantonalen Vorzugsregimes beanspruchen, ist es ange-
zeigt, sich möglichst frühzeitig mit den Auswirkungen dieser
Anpassungen auf die Konzernsteuerbelastung auseinanderzu-
setzen und bei Bedarf entsprechende massnahmen einzuleiten.

a k t ua l i tät e n b e i m k a P i ta l e i n l aG e P r i n z i P
Bei der Anwendung des Kapitaleinlageprinzips lassen die ersten
Erfahrungen darauf schliessen, dass die Eidgenössische Steuer-
verwaltung (ESTV) das Kreisschreiben 29, welches die Kapital-
einlagen regelt, konsequent anwendet und die in der literatur
angebrachte Kritik an der aktuellen Praxis nicht berücksichtigt.

Dies zeigt sich einerseits im Umstand, in dem die ESTV bei
Verlusten von einer direkten (und definitiven) Verrechnung
mit Kapitaleinlagereserven ausgeht, mit der Folge, dass diese
untergehen. Ein Bruttoausweis in der Jahresrechnung, wel-
cher handelsrechtlich grundsätzlich zulässig ist (Grundsatz
der Bilanzklarheit), wird nicht anerkannt. Dies auch dann, wenn
die Kapitaleinlagen durch neue Geschäftsgewinne wieder
aufgefüllt werden. Dies führt dazu, dass erfolgte Kapitalein-
lagen nicht mehr steuerneutral aus der Gesellschaft bezogen

werden können und Ausschüttungen aus der Gesellschaft
auf Stufe der Aktionäre als Vermögensertrag zu versteuern
sind.
Die Verrechnung mit den Verlusten ist unseres Erachtens
nicht sachgerecht, zumal Verluste steuerlich vortragbar sind
und steuerlich nicht direkt mit den vorhandenen reserven
verrechnet werden. Der Bruttoausweis in der Jahresrech-
nung entspricht zudem dem Grundsatz der Bilanzklarheit und
ist handelsrechtskonform.
In der Beratung wird eine von der ESTV vorgenommene Ver-
lustverrechnung nur unter Vorbehalt anerkannt. Die ESTV
wird angewiesen, die Höhe der reserve aus Kapitaleinlage
bei einer zukünftigen rechtsprechung, welche in Bezug auf
die Verrechnung der Verluste von der aktuellen Praxis der
ESTV abweicht, neu zu beurteilen. Durch diesen ausdrück-
lichen Vorbehalt kann sich ein Steuerpflichtiger die möglich-
keit erhalten, zukünftig auf den Feststellungsentscheid der
ESTV zurückzukommen.

Hinzu kommt, dass die ESTV die reserve aus Kapitaleinlagen
nur bei separatem Ausweis in der Jahresrechnung unter den
gesetzlichen reserven anerkennt. Ein Ausweis in den freien
reserven wird nicht anerkannt, dies obwohl das Kreisschrei-
ben nur von Kapitaleinlagereserven und übrigen reserven
spricht, jedoch bei den übrigen reserven keine Unterschei-
dung zwischen gesetzlichen und freien reserven macht.

Bereits kurz nach Inkrafttreten des Kapitaleinlageprinzips wurde
weiter klar, dass die aus diesem wechsel resultierenden Steuer-
ausfälle vom Bundesrat und vom Parlament unterschätzt worden
sind. Derzeit sind aus diesem Grund zwei motionen hängig,
welche auf eine Einschränkung der Steuerausfälle abzielen. Die
motionen haben folgendes zum Inhalt:

Dividenden dürfen nur aus dem Bilanzgewinn (übrige reser-
ven) ausgeschüttet werden. Je nach Einzelfall kommt dies
einer Ausschüttungssperre gleich (handelsrechtlich dürfen
reserven nur ausgeschüttet werden, wenn diese mittel 50 %
bzw. 20 % bei Holdinggesellschaften des Aktienkapitals
übersteigen).
nebst der Ausschüttungseinschränkung für Kapitalreserven
wird die Einführung einer Prioritätenregelung diskutiert. Die
steuerfreie rückzahlung von Kapitaleinlagen soll demnach
erst möglich sein, wenn eine Gesellschaft über keine aus-
schüttungsfähigen übrige reserven / Jahresgewinne mehr
verfügt.

Beide Vorschläge sind grundsätzlich abzulehnen, da diese in
massgeblicher weise die Entscheidungsfreiheit einer Unterneh-
mung einschränken. Insbesondere ertragsschwächere Gesell-
schaften werden dadurch erheblich benachteiligt.

Eduard maibach

eduard.maibach@gfeller-partner.ch



Im August erhielten wir seitens eines neuen Kunden eine Anfrage, ob wir ihn bei der Durchführung einer mini-
malen Due Diligence (Sorgfaltsprüfung) in den Bereichen Finanzen und Steuern bei einem zum Verkauf stehen-
den Unternehmen unterstützen können. Zur Vorbereitung haben wir dem Kunden eine bei uns verfügbare Due
Diligence checkliste übergeben, mit der Bitte, diese auf die Verhältnisse des Targets anzupassen. Im Gegenzug
erhielten wir vom Kunden einige Schlüsselinformationen und selber erstellte Auswertungen zum Target, so dass
wir uns vor der eigentlichen «Feldarbeit» bereits ein Bild über Art und Umfang der auszuführenden Arbeiten
machen konnten.
Die eigentliche Due Diligence war an einem definierten Datum beim Verkaufsberater des Targets durchzuführen.
Vereinbarungsgemäss führten wir die Arbeiten zusammen mit dem Kunden durch. Dieses Vorgehen ermöglichte
es uns, direkt vor ort erkannte Themen mit dem Kunden zu besprechen und bei Bedarf situativ noch neue Schwer-
punkte zu setzen. nach einer intensiven Durchsicht der Unterlagen im Datenraum und der Erfassung der wich-
tigsten Informationen (das Erstellen von Kopien ist in der regel nicht zulässig) lag am selben Abend bereits ein
erster elektronischer rohentwurf unseres Berichts vor. Auf dieser Basis konnten wir zusammen mit dem Kunden
die wichtigsten Themen durchgehen, offene Fragen auflisten und damit die für denselben Abend einberufene
Besprechung mit dem Verkäufer und dem Verkaufsberater optimal vorbereiten.
Die Besprechung diente dazu, gewonnene Erkenntnisse zu vertiefen, Themen abzurunden und zusätzliche Informa-
tionsbedürfnisse zu adressieren. noch auf der gemeinsamen rückfahrt konnten wir die Eindrücke zusammen mit
dem Kunden besprechen und verarbeiten.
nachdem wir die letzten anlässlich der Besprechung vereinbarten Zusatzinformationen seitens des Verkäufers
erhalten hatten, konnten wir bereits eine woche nach durchgeführter Feldarbeit dem Kunden unseren Bericht zur
durchgeführten Due Diligence übergeben. Damit war sichergestellt, dass die Ergebnisse unserer Arbeiten termin-
gerecht für die Finanzierungsanfrage bei der Bank zur Verfügung standen.

Fazit: Das Grundziel jeder Due Diligence ist die Informationsbeschaffung zum Ausgleich der unterschiedlichen
wissensstände zwischen Käufer und Verkäufer. Ausgehend vom Informationsbedürfnis sind Art und Umfang der
durchzuführenden Arbeiten klar zu definieren. Unter diesen Voraussetzungen dient eine gut durchgeführte Due
Diligence zur reduktion der Transaktionsrisiken.

Bei Fragen stehen Ihnen unsere Spezialisten gerne zur Verfügung.
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V e r ä n D e r u n G e n i n D e r f ü H r u n G V o n G f e l l e r + Pa r t n e r aG
Hans Gfeller
Hans Gfeller ist mitte 1979 in den oberaargau gezogen und in das Buchhaltungsbüro von Ernst müller eingetreten.
nach einer längeren Phase der nachfolgeregelung konnte er Anfang 1992 das Büro vollständig übernehmen
und in die Gfeller + Partner AG umfirmieren. Durch fachliche Kompetenz, grossem persönlichem Engagement im
beruflichen und politischen Umfeld und durch ein Flair für mitarbeitende und Partner ist es Hans Gfeller gelungen,
das Treuhandbüro zu einem angesehenen und erfolgreichen Unternehmen in den Bereichen Treuhand, wirt-
schaftsprüfung und -beratung und Steuerberatung auszubauen.
Hans Gfeller hat seine nachfolge frühzeitig an die Hand genommen und vorbereitet. So hat er vor 3 Jahren den
Vorsitz der Geschäftsleitung bereits an Daniel Scheurer abgegeben. Altershalber tritt Hans Gfeller nun auf Jahres-
ende aus der Partnerschaft von Gfeller + Partner AG aus. Gleichzeitig wird er auch seine Funktionen in der leitung
des Unternehmens in neue Hände übergeben. Hans Gfeller bleibt dem Unternehmen aber treu und wird weiterhin
ausgewählte vor allem persönliche Kunden betreuen.
wir alle – mitarbeitende und Partner – danken Hans Gfeller für sein grosses Engagement, seine weitsicht und
seine soziale Kompetenz bei der Führung von Gfeller + Partner AG.
Auf den 1. Januar 2013 wird an seiner Stelle Peter marending, dipl. Treuhandexperte, in die Geschäftsleitung ein-
treten. Herr marending wohnt und lebt in langenthal und ist bereits heute zuständig für das Personal.
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Unser Treuhand-Aktuell ist eine Art «Hauszeitung», ein «Hausschreiben» der Gfeller+Partner AG, Treuhand-
gesellschaft. Es erscheint unregelmässig, aber immer dann, wenn ein Tipp oder eine Aktualität uns wichtig
genug erscheint, um unseren Kunden und Geschäftsfreunden dies zur Kenntnis zu bringen. Für individuelle
Beratungen im dargestellten Themenkreis stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Animieren Sie Ihre Geschäfts-
freunde, uns ihre Adressen mitzuteilen, damit sie unser Treuhand-Aktuell künftig direkt erhalten.

www. GFEllEr- PArTnEr.cHAmTHAUSGASSE 6
PF 619, 3000 BErn 7
TEl 031 310 40 00
FAx 031 310 40 01

BAHnHoFSTrASSE 26
PF 1590, 4901 lAnGEnTHAl
TEl 062 916 60 60
FAx 062 916 60 61

pl
ue
ss
-a
g.
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m

Falls Sie zukünftig die elektronische Zustellung des Treuhand Aktuell bevorzugen, schicken Sie
uns ein mail an christina.kistler@gfeller-partner.ch oder rufen Sie uns an.

Daniel Scheurer

daniel.scheurer@gfeller-partner.ch

H e r z l i c H W i l l k o m m e n b e i G f e l l e r + Pa r t n e r aG
Sarah flückiger
Am 1. August 2012 hat Sarah Flückiger ihre lehre als Kauffrau Treuhand in langenthal begonnen.

Denise ruppli
Denise ruppli ist seit dem 1. oktober für Gfeller + Partner AG als Sachbearbeiterin mit Schwergewicht in den
Bereichen Treuhand und Steuern in Bern tätig. Sie hat nach einer Treuhandlehre die weiterbildung zur Fachfrau im
Finanz- und rechnungswesen mit dem eidg. Fachausweis abgeschlossen.

martin bernhard
martin Bernhard ist am 1. november 2012 als Sachbearbeiter mit Schwergewicht im Bereich Treuhand in unserem
Sitz Bern eingetreten. nach einer lehre als kaufmännischer Angestellter hat er die weiterbildung zum Treuhänder
mit eidg. Fachausweis erfolgreich abgeschlossen.

nathalie rhyn
nathalie rhyn wird ab dem 1. Dezember 2012 als Sachbearbeiterin mit Schwergewicht in den Bereichen wirt-
schaftsprüfung, Treuhand und Steuern unser Team in langenthal verstärken. Sie hat die weiterbildungen zur
Treuhandsachbearbeiterin erfolgreich absolviert und spezialisiert sich im Bereich Sozialversicherungen.

christian Vogel
christian Vogel wird am dem 1. Dezember 2012 als Sachbearbeiter mit Schwergewicht in den Bereichen wirt-
schaftsprüfung, Treuhand und Steuern nach langenthal zurückkehren. Er hat bereits die lehre zum Kaufmann Treu-
hand bei Gfeller + Partner absolviert und nun einige Jahre Erfahrung in einem anderen Treuhandbüro gesammelt.

Hans Jörg Dubach
Hans Jörg Dubach hat in den letzten gut 10 Jahren den Sitz Bern von Gfeller + Partner AG aufgebaut und zu einem
respektablen Unternehmen und tragenden Säule von Gfeller + Partner erweitert. Hans Jörg Dubach möchte lang-
sam etwas kürzer treten. Er wird daher auf Jahresende aus der Geschäftsleitung austreten und die leitung des
Sitzes Bern in andere Hände legen. mit einem etwas reduzierten Pensum bleibt er aber für seine Kunden weiterhin
tätig. Hans Jörg Dubach wird stufenweise seine nachfolge auf den mandaten vorbereiten und organisieren.
Auf den 1. Januar 2013 wird an seiner Stelle christoph Andenmatten, dipl. wirtschaftsprüfer, in die Geschäfts-
leitung eintreten und die leitung des Sitzes Bern übernehmen.

zusammensetzung der neuen Geschäftsleitung:
Daniel Scheurer, dipl. wirtschaftsprüfer (Vorsitz und leiter langenthal)
martin Häuselmann, Fürsprecher / rechtsanwalt, dipl. Steuerexperte
christoph Andenmatten, lic.rer.pol / dipl wirtschaftsprüfer (leiter Bern)
Peter marending, dipl. Treuhandexperte


